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Impressum
Wir wünschen viel Spaß beim Le-
sen der 28. Ausgabe unseres 
Newsletters. Sie können diesen 
Newsletter direkt per E-Mail 
abonnieren. Gehen Sie dazu auf 
www.thomas-schnelle.nrw unter 
> Service > Newsletter. Dort ge-
ben Sie eine gültige E-Mailadres-
se und den angezeigten Code 
gegen Spam ein und bestätigen 
einmalig das Abo in der erhalte-
nen E-Mail. Ab sofort erhalten Sie 
den jeweils aktuellen Newsletter 
automatisch nach Erscheinen zu-
gemailt. 
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W
ährend der Plenarwoche 
hatten wir die Gelegen-
heit, im Landtag von 

Nordrhein-Westfalen ein wichti-
ges Gespräch zu führen. Gemein-
sam mit Bernd Krückel und den 
Fachkollegen zum Thema Kinder 
und Kinderschutz aus der CDU-
Landtagsfraktion traf ich auf den 
neuen Landesgeschäftsführer des 
Kinderschutzbundes NRW, Micha-
el Kutz.

Es war ein erfreuliches Treffen, das 
uns die Möglichkeit gab, unsere 
gemeinsamen Interessen und An-
liegen im Bereich des Kinder-
schutzes zu besprechen. Die Ar-
beit des Kinderschutzbundes 
NRW spielt eine entscheidende 
Rolle in der Sicherstellung der 
Rechte und der Sicherheit unserer 
Kinder, und als CDU-Fraktion ist es 

u n s e i n 
g r o - ß e s 
A n l i e - g e n , 
diese wichti- ge Arbeit zu 
unterstützen.

Wir freuen uns auf eine zukünftige 
produktive Zusammenarbeit mit 
dem Kinderschutzbund NRW und 
sind zuversichtlich, dass wir ge-
meinsam Schritte unternehmen 
können, um die Situation der Kin-
der in unserem Bundesland nach-
haltig zu verbessern. 

In den vergangenen Jahren mit 
CDU-geführter Regierung haben 
wir schon viele Verbesserungen 

Kinderschutz
Kinderschutzbund NRW
 zu Gast bei uns im Landtag

f ü r den 
K i n - d e r -
s c h u t z auf den 
Weg gebracht und diesen 
Weg werden wir fortsetzen. 

Zum Titel: 
Michael Kutz, CDU Ratsmitglied in 
Erkelenz, ist neuer Geschäftsfüh-
rer des Kinderschutzbundes NRW. 
Bernd Krückel und Thomas 
Schnelle stellten ihn der stellv. 
Fraktionsvorsitzenden Christina 
Schulze-Föcking, der Sprecherin 
der Kinderschutzkommission 
Charlotte Quick und dem Spre-
cher für Kinder, Jugend und Fami-
lie Jens Kamieth vor.
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ach dem brutalen Terroran-
griff der radikal-islamischen 
Hamas hat der Landtag sei-

ne Solidarität mit Israel bekundet. 
In einem einstimmig verabschie-
deten fraktionsübergreifenden 
Antrag haben wir Abgeordneten 
auch zum verstärkten Kampf ge-
gen den Antisemitismus aufgeru-
fen.

In dem Antrag heißt es unter ande-
rem: „Unser Mitgefühl und unsere 
Trauer sind in diesen Zeiten beim 
israelischen Volk. Wir fühlen mit 
unseren jüdischen Bürgerinnen 
und Bürgern in Nordrhein-Westfa-
len, denn viele von ihnen haben 
Angehörige und Freunde, die dem 
Terror zum Opfer gefallen sind.“

Der Angriff war geprägt von anti-
semitischem Gedankengut. Für 
uns ist klar: Jüdisches Leben gilt 
es jederzeit, überall und ohne Ein-
schränkungen zu schützen. Das 
wird uns in diesen Zeiten auf 
schreckliche Weise vor Augen ge-
führt. Im Antrag verurteilten wir 
auch jegliche Verherrlichung von 
Gewalt gegen die israelische Be-
völkerung und gegen den Staat Is-
rael, insbesondere im Kontext von 
Demonstrationen in Deutschland.

„Der 7. Oktober ist eine Zeitenwen-
de“, sagte unser CDU-Fraktions-
vorsitzender Thorsten Schick. Seit 
der Shoah seien nicht mehr so vie-
le Jüdinnen und Juden an einem 
Tag getötet worden. Aus der 

Shoah er-
wachse Ver-
a n t w o r t u n g 
für Deutsch-
land: Die Si-
cherheit Isra-
els sei deut-
sche Staatsrä-
son, wieder-
holte Schick 
eine Aussage 
der ehemali-
gen Bundes-
kanzlerin An-
gela Merkel. 

Er betonte, 
dass die Si-
cherheit der 
Jüdinnen und Juden in Deutsch-
land ebenso deutsche Staatsrä-
son sei und dass es keinen Platz 
für Hass geben dürfe. Das Verspre-
chen „Nie wieder!“ erfordere neue 
Wege der Prävention, und alle sei-
en gefragt, „Wir müssen alle Bot-
schafter des ‚Nie wieder!‘ wer-
den“.

Unser Ministerpräsident Hendrik 
Wüst äußerte seinen Schock über 
den Terror der Hamas und betonte 
die Bedrohung der Existenz Isra-
els. Er unterstrich, dass Deutsch-
land fest an der Seite Israels stehe 
und das Recht auf Selbstverteidi-
gung Israels unterstütze.

Die Diskussion verfolgten Vertrete-
rinnen und Vertreter der Landes-
verbände der jüdischen Gemein-

Solidarität mit Israel
Landtag Düsseldorf
 zeigt sich solidarisch

den von Nordrhein, Westfalen und 
Lippe, des Jüdischen National-
fonds sowie der internationalen 
Stiftung Auschwitz-Birkenau, au-
ßerdem die Antisemitismusbeauf-
tragte des Landes Nordrhein-
Westfalen, Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger, und Dr. Gil Ya-
ron, Direktor des nordrhein-west-
fälischen Büros in Israel.

Zu Beginn der Sitzung gedachte 
der Präsident des Landtags, André 
Kuper, in einer Schweigeminute 
der Opfer des Terrorangriffs. 

Ministerpräsident Hendrik Wüst
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n Nordrhein-Westfalen wird seit 
dem Angriff Russlands auf die 
gesamte Ukraine Großartiges in 

den Kommunen geleistet. Mehr 
als 220.000 Menschen aus der Uk-
raine wurden inzwischen in Nord-
rhein-Westfalen aufgenommen. 
100.000 Kinder mit offiziellem 
Flüchtlingsstatus werden an nord-
rhein-westfälischen Schulen un-
terrichtet. Integration wird in Kin-
dertagesstätten, in Vereinen und 
dank vieler ehrenamtlicher Helfe-
rinnen und Helfer vor Ort ermög-
licht. 

Und die Integrationsarbeit lohnt 
sich: Von den Geflüchteten, die im 
Zuge des Syrienkrieges in den 
Jahren 2015 und 2016 nach 
Deutschland kamen, ist der größte 
Teil mittlerweile in Arbeit und hilft, 
unsere Wirtschaft wieder in 
Schwung zu bringen.

In einer gemeinsamen Vereinba-
rung von Landesregierung und 
kommunalen Spitzenverbänden 
haben sich Land und Kommunen 
Ende September darauf verstän-
digt, dass das Land weitere 3.000 
Plätze in Landeseinrichtungen 
schaffen und den Kommunen für 
2023 weitere 808 Millionen Euro 
Unterstützung für die Aufnahme, 
Unterbringung und Versorgung 
von Geflüchteten zuweisen wird.

Die durch die Bundesregierung 
vorgenommene Reduzierung der 
Finanzierung für Erstaufnahme 
und Unterbringung für Geflüchte-

te stellt insbesondere die Kommu-
nen vor große Herausforderun-
gen. Dabei geht es nicht nur um 
ein Dach über dem Kopf, sondern 
es geht auch um Integration und 
die zeitnahe Aktivierung von Ar-
beitskräften für unsere Wirtschaft 
und unsere Sozialsysteme. 

Die Landesregierung hat zuletzt 
Ende September zusammen mit 
den kommunalen Spitzenverbän-
den konkrete Vereinbarungen in 
der aktuellen Krise getroffen. Das 
Land Nordrhein-Westfalen wird 
weitere 808 Millionen Euro zur 
Aufnahme, Unterbringung und 
Versorgung der Geflüchteten an 
die Kommunen auszahlen. 

Land und Kommunen verpflichten 
sich zudem gemeinsam zur Schaf-
fung weiterer Unterbringungska-
pazitäten. Für den Kreis Heins-
berg, seine Städte und 
Gemeinden ergibt sich daraus 
eine Zuweisung von insgesamt 
10.555.733,80 €. 

Das Land Nordrhein-Westfalen 
wird somit seiner Verantwortung 
gerecht! Wir stellen den Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen mehr 
als 800 Millionen Euro zusätzlich 
zur Verfügung für die Unterbrin-

gung von geflüchteten Menschen; 
über 3,5 Millionen Euro für die 
Kreisverwaltung und über 7 Millio-
nen Euro für unsere Gemeinden 
und Städte. 

Der Schulterschluss von Kommu-
nen und Landesregierung spielt in 
dieser Krise eine entscheidende 
Rolle und unterstreicht die feste 
Partnerschaft zwischen Land und 
Kommunen. Tatsächlich zahlt 
Nordrhein-Westfalen fast das Drei-
fache dessen an die Kommunen, 
was vom Bund kommt.

Die Bundesregierung hingegen 
wird ihrer Verantwortung wieder 
einmal nicht gerecht. Die Zahl der 
geflüchteten Menschen steigt, der 
Bund hat aber angekündigt, für 
2024 seine Unterstützung an die 
Bundesländer und Kommunen 
drastisch reduzieren zu wollen. 
Das ist der falsche Weg! 

Die Ministerpräsidentinnen und 
Ministerpräsidenten aller Bundes-
länder fordern ein flexibles und 
auskömmliches Finanzierungssys-
tem. Die Leistungen des Bundes 
müssen sich an der Zahl der 
Flüchtlinge und den tatsächlichen 
Herausforderungen vor Ort orien-
tieren. Umso wichtiger ist es, dass 
kommunale und landespolitische 
Entscheidungsträger wie in Nord-
rhein-Westfalen an einem Strang 
ziehen. 

Flüchtlingsaufnahme
Mehr als 10 Millionen Euro 

Unterstützung für den Kreis HS
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F
ür die Plenarwoche hatten die 
ver.di NRW und die Gewerk-
schaft für kommunale Beamte 

komba NRW zu einer Mahnwache 
vor dem Landtag aufgerufen. Hun-
derte Feuerwehrleute aus ganz 
Nordrhein-Westfalen waren in 
Düsseldorf vor Ort und mit Unter-
stützung von Sirenen und Martins-
horn war die Demonstration der 
Feuerwehrleute für uns im Land-
tag sehr präsent. 

Hintergrund der Demo sind die 
Reformvorhaben der Landesregie-
rung bezüglich der Landesverord-
nung, welche die Altersgrenze bei 
den NRW-Feuerwehren regelt. Im 
Jahr 2022 erklärte das Oberver-
waltungsgericht eine Verordnung 
zur Altersgrenze für Feuerwehrleu-
te für nichtig. Dies bedeutete, dass 
das Ministerium des Innern nun 
eine neue gesetzliche Regelung 
erarbeiten und dem Landtag zur 
Diskussion und Verabschiedung 
vorlegen musste.

Vor der Einbringung in den Land-
tag erhielten die Verbände Gele-
genheit, den bislang erarbeiteten 
Gesetzesentwurf zu kommentie-
ren. Aufgrund von Anmerkungen 
und Kritik der Verbände wird es 
voraussichtlich Anfang November 
einen Erörterungstermin geben, 
der von den Gewerkschaften initi-
iert wurde und von der CDU-Land-
tagsfraktion begrüßt wird. An-
schließend wird die Landesregie-
rung weitere Beratungen durch-
führen. 

Die Einbringung des Gesetzesent-
wurfs in den Landtag wird für De-
zember erwartet. Der bisherige 
Zeitplan für die Verabschiedung 
des Gesetzes im Jahr 2023 wird 
sich daher ändern, und die Bera-
tung im Landtag ist nun für die ers-
te Jahreshälfte 2024 geplant.

Die CDU-Landtagsfraktion betont, 
dass die neue Gesetzesregelung 
eine rechtssichere Lösung für alle 
Feuerwehrbeamten in Nordrhein-
Westfalen bieten muss, was durch 
den vorliegenden Entwurf ge-
währleistet wird. Die von den Ver-
bänden und anderen Beteiligten 
geäußerten Kritikpunkte werden 
in weiteren Beratungen ausführ-
lich behandelt, insbesondere die 
geplante Unterscheidung zwi-
schen verschiedenen Diensträn-
gen und Übergangsregelungen. 
Ebenso wird die Anhebung des 
Eintrittsalters in den Ruhestand 
sorgfältig überprüft, da die derzei-
tige Altersgrenze von 60 Jahren 
schon lange besteht.

Angesichts der gesellschaftlichen 
Entwicklungen, insbesondere in 
Bezug auf das Renteneintrittsalter, 
ist es die Verpflichtung der Lan-
desregierung und des Parlaments, 
auch die Altersgrenze zu überden-
ken. Dies steht im Kontext von 
ähnlichen Anpassungen, wie der 
Anhebung des Eintrittsalters bei 
der Polizei in Nordrhein-Westfalen 
ab dem Jahr 2007. Alle politisch 
Verantwortlichen sind sich der be-
sonderen Belastungen des feuer-

wehrtechnischen Dienstes be-
wusst und streben gleichzeitig an, 
den Feuerwehrberuf attraktiv zu 
halten. Diese Aspekte werden in 
den kommenden Beratungen be-
rücksichtigt. 

Feuerwehr
Demo gegen Änderungen

an der Altersgrenze

Thomas Schnelle (2.v.l.) mit Vertretern 

der Feuerwehr.


